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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Der Ständerat machte sich in der Frühjahrssession an die Beratung des Teils C der
Verfassungstotalrevision, der Reform der Justiz. Im wesentlichen ging es dabei um
Verfassungsgrundlagen für drei Ziele: die Stärkung der Leistungsfähigkeit des
Bundesgerichts durch die Einführung von Vorinstanzen und Zugangsbeschränkungen,
der Ausbau des Rechtsschutzes durch eine allgemeine Rechtsweggarantie und durch
die Einrichtung einer eingeschränkten Verfassungsgerichtsbarkeit und schliesslich die
Vereinheitlichung des kantonalen Zivil- und Strafprozessrechts. Die Vereinheitlichung
des Strafprozessrechts, die ja auch von verschiedenen Standesinitiativen gefordert
worden war, blieb unbestritten. Ausgiebig debattiert wurde hingegen über die von
Bundesrat und Kommission vorgeschlagene Verfassungsgerichtsbarkeit, welche dem
Bundesgericht erlauben soll, im konkreten Anwendungsfall zu überprüfen, ob ein
Bundesgesetz oder ein allgemeinverbindlicher Bundesbeschluss mit den
verfassungsmässigen Grundrechten und dem Völkerrecht übereinstimmt resp. die
verfassungsmässigen Rechte der Kantone nicht verletzt. Bruno Frick (cvp, SZ) lehnte im
Namen der Kommissionsminderheit diesen Vorschlag ab. Damit würde das Gericht zur
obersten politischen Instanz gemacht, was dem schweizerischen
Demokratieverständnis, wo dem Volk diese Funktion zukommt, widerspräche. Für die
Befürworter waren diese Befürchtungen, die namentlich auch von Carlo Schmid (cvp,
AI) vorgetragen wurden, übertrieben, da ja die Verfassungsnormen, deren Einhaltung
das Bundesgericht kontrollieren soll, weiterhin vom Volk bestimmt würden und zudem
das Bundesgericht diese Normenkontrolle bei kantonalen Gesetzen bereits seit 1874
ausübt. Mit einer relativ knappen Mehrheit (19:14) stimmte der Rat dem Ausbau der
Verfassungsgerichtsbarkeit zu.

In der ebenfalls heftig umstrittenen Frage der Einführung von Zugangsbeschränkungen
hatte die Kommission anfangs Jahr eine Kompromissformel ausgearbeitet. Diese sieht
vor, dass der Zugang zum Bundesgericht grundsätzlich garantiert ist, auf dem
Gesetzesweg für «Streitigkeiten, die keine Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung
aufwerfen» aber besondere Zugangsvoraussetzungen geschaffen werden können. Mit
dieser Formel konnte sich auch der Sozialdemokrat Aeby (FR) einverstanden erklären. In
der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat das Reformpaket Justiz mit 26:1 Stimmen
an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.03.1998
HANS HIRTER

1) AB SR, 1998, S. 253 ff.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23 1


